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9. die Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes.
Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen 
werden. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte 
Flächen sollen nur im notwendigen Umfang für andere Nutzungsar­
ten vorgesehen und in Anspruch genommen werden.

(6) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die öffentlichen und 
privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwä­
gen.

§2

Verantwortung für die Aufstellung von Bauleitplänen

(1) Die Bauleitpläne sind von der Gemeinde in eigener Verantwor­
tung aufzustellen. Der Beschluß, einen Bauleitplan aufzustellen, ist 
ortsüblich bekanntzumachen.

(2) Die Bauleitpläne benachbarter Gemeinden sind aufeinander 
abzustimmen.

(3) Auf die Aufstellung von Bauleitplänen besteht kein Anspruch. 
Ein Anspruch auf Aufstellung eines Bauleitplans kann durch Vertrag 
nicht begründet werden.

(4) Der Minister für Bauwesen, Städtebau und Wohnungswirtschaft 
kann allgemein Stellen bestimmen, die verpflichtet sind, auf Antrag 
der Gemeinden Bauleitpläne auszuarbeiten. Das Recht der Gemein­
den, staatlich anerkannte Architekturbüros einschließlich der Büros 
für Städtebau und andere fachlich geeignete Personen zu beauftragen, 
bleibt unberührt.

(5) Benachbarte Gemeinden sollen einen gemeinsamen Flächennut­
zungsplan aufstellen, wenn ihre städtebauliche Entwicklung wesent­
lich durch gemeinsame Voraussetzungen und Bedürfnisse bestimmt 
wird oder ein gemeinsamer Flächennutzungsplan einen gerechten 
Ausgleich der verschiedenen Belange ermöglicht Ein gemeinsamer 
Flächennutzungsplan soll insbesondere aufgestellt werden, wenn die 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung oder wenn Einrichtun­
gen und Anlagen des öffentlichen Verkehrs, sonstige Erschließungs­
anlagen sowie Gemeinbedarfs- oder sonstige Folgeeinrichtungen eine 
gemeinsame Planung erfordern. Der gemeinsame Flächennutzungs­
plan kann von den beteiligten Gemeinden nur gemeinsam aufgeho­
ben, geändert oder ergänzt werden; die Gemeinden können vereinba­
ren, daß sich die Bindung nur auf bestimmte räumliche oder sachliche 
Teilbereiche erstreckt. Ist eine gemeinsame Planung nur für räumliche 
oder sachliche Teilbereiche erforderlich, genügt anstelle eines ge­
meinsamen Flächennutzungsplans eine Vereinbarung der beteiligten 
Gemeinden über bestimmte Darstellungen in ihren Flächennutzungs­
plänen. Sind die Voraussetzungen für eine gemeinsame Planung nach 
Satz 1 und 4 entfallen oder ist ihr Zweck erreicht, können die 
beteiligten Gemeinden den Flächennutzungsplan für ihr Gemeindege­
biet ändern oder ergänzen; vor Einleitung des Bauleitplanverfahrens 
ist die Zustimmung der Aufsichtsbehörde erforderlich. Absatz 6 ist 
entsprechend anzuwenden.

(6) Ist aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere um 
eine geordnete städtebauliche Entwicklung zu gewährleisten, die 
Aufstellung eines Bauleitplans geboten, und kommt die Gemeinde 
ihrer Verpflichtung nach § 1 Abs. 3 nicht nach, kann der Minister für 
Bauwesen, Städtebau und Wohnungswirtschaft oder die von ihm 
bezeichnete Stelle anordnen, daß die Gemeinde den Bauleitplan 
aufstellt. Leitet die Gemeinde die Aufstellung des Bauleitplans nicht 
binnen drei Monaten nach Anordnung durch einen Aufstellungsbe­
schluß ein oder führt sie ein eingeleitetes Verfahren nicht fort, kann 
die Aufsichtsbehörde anstelle der Gemeinde den Bauleitplan nach 
den Vorschriften dieser Verordnung aufstellen. Stellt die Aufsichtsbe­
hörde einen Bauleitplan in den Fällen des Satzes 2 auf, ist der Entwurf 
des Bauleitplans mit Erläuterungsbericht oder Begründung vor der 
Beschlußfassung der Gemeinde zur Stellungnahme innerhalb ange­
messener Frist zuzuleiten; auf die Behandlung der von der Gemeinde 
fristgemäß vorgebrachten Bedenken und Anregungen ist § 3 Abs. 2 
Satz 4 und 6 entsprechend anzuwenden.

(7) Die Vorschriften dieser Verordnung über die Aufstellung von 
Bauleitplänen gelten auch für ihre Änderung, Ergänzung und Aufhe­
bung.

§3
Beteiligung der Bürger

(1) Die Bürger sind möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, 
die für die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebiets in Betracht 
kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung 
öffentlich zu unterrichten; ihnen ist Gelegenheit zur Äußerung und 
Erörterung zu geben. Von der Unterrichtung und Erörterung kann 
abgesehen werden, wenn

1. der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt wird und 
dadurch die Grundzüge nicht berührt werden,

2. ein Bebauungsplan aufgestellt, geändert, ergänzt oder aufgeho­
ben wird und sich dies auf das Plangebiet und die Nachbargebie­
te nur unwesentlich auswirkt oder

3. die Unterrichtung und Erörterung bereits zuvor auf anderer 
planerischer Grundlage erfolgt sind.

An die Unterrichtung und Erörterung schließt sich das Verfahren 
nach Absatz 2 auch an, wenn die Erörterung zu einer Änderung der 
Planung führt.

(2) Die Entwürfe der Bauleitpläne sind mit dem Erläuterungsbericht 
oder der Begründung auf die Dauer eines Monats öffentlich auszule­
gen. Ort und Dauer der Auslegung sind mindestens eine Woche 
vorher ortsüblich bekanntzumachen mit dem Hinweis darauf, daß 
Bedenken und Anregungen während der Auslegungsfrist vorgebracht 
werden können. Die nach § 4 Abs. 1 Beteiligten sollen von der 
Auslegung benachrichtigt werden. Die fristgemäß vorgebrachten 
Bedenken und Anregungen sind zu prüfen; das Ergebnis ist mitzutei­
len. Haben mehr als hundert Personen Bedenken und Anregungen mit 
im wesentlichen gleichem Inhalt vorgebracht, kann die Mitteilung des 
Ergebnisses der Prüfung dadurch ersetzt werden, daß diesen Perso­
nen die Einsicht in das Ergebnis ermöglicht wird; die Stelle, bei der 
das Ergebnis der Prüfung während der Dienststunden eingesehen 
werden kann, ist ortsüblich bekanhtzumachen. Bei der Vorlage der 
Bauleitpläne nach § 6 oder § 11 sind die nicht berücksichtigten 
Bedenken und Anregungen mit einer Stellungnahme der Gemeinde 
beizufügen.

(3) Wird der Entwurf des Bauleitplans nach der Auslegung 
geändert oder ergänzt, ist er erneut nach Absatz 2 auszulegen; bei der 
erneuten Auslegung kann bestimmt werden, daß Bedenken und 
Anregungen nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen vorge­
bracht werden können. Werden durch die Änderung oder Ergänzung 
des Entwurfs eines Bebauungsplans die Grundzüge der Planung nicht 
berührt oder sind Änderungen oder Ergänzungen von Flächen oder 
sonstigen Darstellungen im Entwurf des Flächennutzungsplans im 
Umfang geringfügig oder von geringer Bedeutung, kann von einer 
erneuten öffentlichen Auslegung abgesehen werden; § 11 Abs. 4 Satz 
2 ist entsprechend anzuwenden.

§4
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange

(1) Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sollen die Behörden und 
Stellen, die Träger öffentlicher Belange sind (Behörden und andere 
Stellen, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen) und von der Planung 
berührt werden können, möglichst frühzeitig beteiligt werden. In ihrer 
Stellungnahme haben sie der Gemeinde auch Aufschluß über von 
ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und sonstige 
Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu geben, die für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Gebiets bedeutsam sein 
können. Diesen Beteiligten soll für die Abgabe ihrer Stellungnahmen 
eine- angemessene Frist gesetzt werden; äußern sie sich nicht 
fristgemäß, kann die Gemeinde davon ausgehen, daß die von diesen 
Beteiligten wahrzunehmenden öffentlichen Belange durch den Bau­
leitplan nicht berührt werden.

(2) Die Beteiligung nach Absatz 1 kann gleichzeitig mit dem 
Verfahren nach § 3 Abs. 2 durchgeführt werden.

(3) Die Gemeinde hat die Absicht, einen Bauleitplan aufzustellen, 
der für die Raumordnung und Landesplanung zuständigen Stelle 
unter allgemeiner Angabe ihrer Planungsabsichten mitzuteilen und 
anzufragen, welche Ziele der Raumordnung und Landesplanung für 
den Planbereich bestehen. Äußert sich die für die Raumordnung und


